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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Die Ende März publizierte Voto-Studie zur Zersiedelungsinitiative bestätigte, was
bereits im Vorfeld der Abstimmung vermutet worden war: Die Stimmbevölkerung hatte
mehrheitlich die Ansicht vertreten, dass der Zersiedelung mit der aktuellen
Gesetzgebung bereits ausreichend Einhalt geboten werde. Nichtsdestotrotz befand
sogar unter den Nein-Stimmenden eine Dreiviertelmehrheit, dass Naturlandschaften
und Kulturland besser geschützt werden müssten. Ferner zeigte die Nachbefragung,
dass die Grünen ihr Wählerklientel gut für ihr Anliegen begeistern konnten. 91 Prozent
der Anhängerschaft der Grünen unterstützte das Anliegen. Jedoch war es der Partei
gemäss Voto-Studie nicht gelungen, ihre Basis überdurchschnittlich stark zu
mobilisieren. Mit 78 bis 84 Prozent wurde die Volksinitiative von den
Sympathisierenden der CVP, FDP und SVP deutlich abgelehnt. Gespalten gab sich die
Anhängerschaft der SP und der GLP mit Zustimmungsraten von jeweils 53 Prozent. Zu
ähnlichen Ergebnissen kam auch die unmittelbar nach der Abstimmung für Tamedia
durchgeführte Online-Umfrage von LeeWas. Die Voto-Studie wies ferner aus, dass
Frauen der Zersiedelungsinitiative häufiger zustimmten als Männer, sich erstere im
Vergleich zu den männlichen Stimmberechtigten jedoch zu einem geringeren Anteil an
der Abstimmung beteiligten. 1
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Wohnungsbau und -eigentum

Die VOX-Analyse zum Anliegen des HEV ergab, dass sich das links-grüne Lager am
parteikonformsten verhielt: 73% der SP-Anhängerschaft folgten der Empfehlung ihrer
Partei, bei den Grünen waren es deren 71%. Während immerhin noch 66% der SVP-
Sympathisanten im Sinne ihrer Partei stimmten, zeigten sich die Anhängerschaft der
CVP und FDP höchst gespalten. Weiter nahmen Wohneigentümer mit 55% deutlich
häufiger an der Abstimmung teil als Mieter (31%). Die Zustimmung unter den
Wohneigentümern hielt sich mit ebenfalls 55% jedoch in Grenzen. Dagegen
unterstützten immerhin 37% der Mieter das Anliegen zur Wohneigentumsförderung.
Eine Aufschlüsselung nach Alter zeigt jedoch, dass Wohneigentümer im Rentenalter der
Initiative signifikant häufiger zustimmten. Als nicht ausschlaggebend für den
Stimmentscheid erwies sich das Haushaltseinkommen. Laut VOX-Analyse war der
entscheidende Faktor die persönliche Bedeutung, welche die Stimmenden dem
Abstimmungsgegenstand beimassen. Im Vergleich zu den anderen beiden
Abstimmungen vom 23. September (Passivrauchschutz und Jugendmusikförderung), fiel
den Stimmenden der Entscheid zur Eigenmietwertbesteuerung schwer. Indiz dafür war,
dass bei 51% der Stimmenden die Meinungsbildung innerhalb der letzten beiden
Wochen vor Abstimmungstermin stattfand. Die Argumente, dass Personen im
Rentenalter sich den Erhalt des Eigenheims mit bestehender Regelung nicht mehr
leisten können, sowie dass ein fiktives Einkommen nicht besteuert werden kann, fanden
unter den Befürwortern der Initiative massive Unterstützung (81%, resp. 80%). Im
ablehnenden Lager erhielt das Argument, die Initiative führe zu einer
Ungleichbehandlung zwischen Erwerbstätigen und Rentnern, resp. Mietern und
Eigentümern, mit 68% am meisten Zustimmung. Weiter unterstützten 54% der
Initiativgegner das Argument, dass die Besteuerung des Eigenmietwertes zu
Steuerausfällen führen würde. Noch mehr Initiativbefürworter verwarfen dieses
Argument jedoch (68%). Im Weiteren brachten die Befürworter die Präferenz für eine
generelle Abschaffung des Eigenmietwertes leicht häufiger als Stimmmotiv ein als die
Gegner der Initiative (8% zu 5% Erstnennungen). Ein bundesrätlicher Entwurf in Form
eines indirekten Gegenvorschlages, welcher die generelle Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung gefordert hätte, war im Vorjahr durch Nichteintreten in den
beiden Parlamentskammern noch erledigt worden. 2
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1) Bernhard et al. (2019). Zersiedelungsinitiative; Bernhard/Lauener (2019). VOTO-Studie zur Abstimmung vom 10.2.19; TA, TG,
12.2.19; NZZ, 29.3.19
2) Cappelletti et al. (2012). Vox-Analyse zu den eidg. Abstimmungen vom 23.9.12
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